
Positionspapier der Jungen Grünen Schweiz zur Migrationspolitik	1	
	2	
Einleitung und Definition 3	
Migration kommt von Migratio (lat. für Wanderung) und steht für Menschen in Bewegung. 4	

Wir unterscheiden zwischen zwei verschiedenen Arten von Migration: 5	

- Zwanglose Migration (Migration geschieht nicht durch eine Bedrohung der Existenz sondern 6	
beruht auf Freiwilligkeit). Wir sprechen in diesem Fall von „freiwilliger Migration“. 7	

- Erzwungene Migration (Migration ist eine Konsequenz externer Ursachen, die die Existenz der 8	
betroffenen Menschen gefährdet, zum Beispiel gewaltsame Konflikte, politische Verfolgung, 9	
Umweltkrisen, politische und wirtschaftliche Instabilität, Menschenrechtsverletzungen etc.). Wir 10	
sprechen in diesem Fall von „unfreiwilliger Migration“. 11	

Migration gehört schon seit jeher zur menschlichen Entwicklung und Geschichte. Jedoch hat aktuell nur 12	
ein kleiner Teil der weltweiten Bevölkerung die Möglichkeit, sich frei zu bewegen und niederzulassen. 13	

Die Jungen Grünen fordern längerfristig ein Recht auf Migration, sofortige Massnahmen zur Bekämpfung 14	
von Migrationszwängen, einen besseren Schutz für unfreiwillig Migrierte sowie bessere 15	
Partizipationsmöglichkeiten der gesamten Wohnbevölkerung. Es ist die Verantwortung der Schweizer 16	
Gesellschaft, diese Massnahmen zu ergreifen, da wir den sozialen Frieden nachhaltig sichern müssen, an 17	
der unfreiwilligen Migration eine Mitschuld tragen (Waffenexporte, globalisierte Wirtschaft, etc.), über die 18	
finanziellen Mittel verfügen, international eine Vorreiterrolle einnehmen wollen und die Migration die Kultur 19	
seit jeher bereichert.  20	

Recht auf Migration 21	
Wir fordern weltweite Bewegungsfreiheit: Jeder Mensch soll in der Wahl seines Niederlassungsortes frei 22	
sein. Dies ist im Einklang mit dem Ziel einer freien Entfaltung der Persönlichkeit. Zur freien 23	
Lebensgestaltung jedes Individuums gehört auch die Wahl seines Aufenthaltsortes und der 24	
Lebensumstände. 25	

Heute besteht eine grosse Ungleichheit in der Möglichkeit, dieses Recht auszuüben. So können einige 26	
Menschen beinahe jedes Land der Welt ungehindert bereisen, während für die meisten umgekehrt die 27	
Grenzen geschlossen sind. Dies ist absurd. 28	

Mit dem Recht auf Migration haben alle Niedergelassenen dieselben Rechte und Pflichten wie Schweizer 29	
Bürger*innen. Am Aufenthaltsort sollen sie das Stimm- und Wahlrecht auf allen Ebenen erhalten. Nur so 30	
kann die Politik die Interessen der gesamten Bevölkerung vertreten. 31	
Der Status der Sans-Papiers entfällt mit dem Recht auf Migration  32	



Migrationszwänge 33	
Laut UNHCR sind zurzeit 65.3 Millionen Menschen auf der Flucht1, wovon jedoch nur 21.3 Millionen ihr 34	
Land verlassen haben und offiziell vom UNHCR als Flüchtlinge registriert wurden. Unter den 65.3 35	
Millionen Menschen auf der Flucht befinden sich somit 44 Millionen intern Vertriebene (internally displaced 36	
people). Hinzu kommt eine grosse Dunkelziffer an Menschen, welche unfreiwillig aus ihrem Land 37	
migrieren, aber nicht unter dem Mandat des UNHCR gemäss der engen Definition der 38	
Flüchtlingskonvention2 stehen. 39	

Die Definition des UNHCR ist zu restriktiv und führt zu ungenügenden Kompromissen, wie etwa die des 40	
Status "vorläufig Aufgenommener" in der Schweiz. Diese und ähnliche Kategorien führen zur 41	
Benachteiligung vieler unfreiwillig Migrierenden und behindern ihr Recht, ihr eigenes Leben in der 42	
Schweiz verbessern zu dürfen. 43	

Die Gründe für unfreiwillige Migration sind Armut und Perspektivlosigkeit, gewaltsame Konflikte, 44	
Klimawandel, Ausbeutung von Ressourcen und Menschen, Waffenexporte, unfairem Welthandel, 45	
fehlender Strukturen (wie Bildung, erschwingliche Gesundheitsversorgung sowie soziale und 46	
existenzielle Sicherheit) oder der globale Steuerwettbewerb.3 47	

Forderungen zur Bekämpfung von Migrationszwängen  48	
Während jeder Mensch das Recht hat, freiwillig zu migrieren, soll niemand zur Migration gezwungen sein. 49	
Die Ursachen für unfreiwillige Migration müssen deshalb bekämpft werden. Daher fordern wir, dass sich 50	
der Bund und die Kantone im Rahmen ihrer Möglichkeit national und international für folgende 51	
Massnahmen einsetzen: 52	

- Aktiver Klimaschutz gemäss dem Positionspapier “Klima” der Jungen Grünen Schweiz4 53	

- Sofortiger Stopp der Waffenexporte, Transparenz im Rüstungswesen 54	

- Divestment aus der Rüstungsindustrie 55	

- Fairer Handel und Produktion sowie Förderung von ökologischen und lokalen landwirtschaftlichen 56	
Betrieben. Dies setzt den gleichen Zugang zum weltweiten und regionalen Handel für alle Länder 57	
voraus. 58	

- Gezielte Massnahmen zur Bekämpfung von Korruption 59	

- Abschaffung von internationalem Steuerwettbewerb (Angemessene Besteuerung von 60	
ausländischen Holdingfirmen und Steuerpflicht am Ort der Erwirtschaftung des Mehrwerts) 61	

- Diplomatische Bestrebungen und entwicklungspolitische Massnahmen zur Durchsetzung der 62	
Menschenrechte (z.B. freie Meinungsäusserung, Bildung, keine Folter, Gleichberechtigung und 63	
Verbot der Diskriminierung) 64	

Weiter sollen die Beiträge der Schweiz an die internationale Zusammenarbeit auf 1% des 65	
Bruttonationaleinkommens erhöht werden. Es sollen keine Kosten für das Asylwesen in der Schweiz als 66	
Teil dieser ODA-Quote5 angerechnet werden.  67	

																																																													
1 http://www.unhcr.org/figures-at-a-glance.html  
2 Flüchtling ist jede Person, die [...] sich aus begründeter Furcht vor Verfolgung wegen ihrer Rasse, Religion, Staatszugehörigkeit, 
Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen ihrer politischen Überzeugung ausserhalb ihres Heimatlandes 
befindet und dessen Schutz nicht beanspruchen kann oder wegen dieser Befürchtungen nicht beanspruchen will; oder die sich als 
Staatenlose infolge solcher Ereignisse ausserhalb ihres Wohnsitzstaates befindet und dorthin nicht zurückkehren kann oder wegen 
der erwähnten Befürchtungen nicht zurückkehren will (Artikel 1). 
3So entziehen beispielsweise Unternehmen, die ihren Mehrwert in Afrika erwirtschaften, aber Steuern in der Schweiz zahlen, dem 
Kontinent zwischen 8-100 Mia. Dollar pro Jahr. http://www.infosperber.ch/Artikel/Wirtschaft/Rohstoffhandel-Glencore-Steuerflucht  
4 https://www.jungegruene.ch/klima-positionspapier  
5 Official Development Assistance 



Massnahmen zum Schutz von unfreiwilligen Migrierenden 68	
Solange Menschen weiterhin unfreiwillig migrieren müssen, ist der Schutz der unfreiwillig Migrierenden 69	
absolut notwendig und die Menschenwürde ist jederzeit zu gewährleisten. Unfreiwillig Migrierende haben 70	
ein Recht auf Asyl. 71	

Zum Schutz von unfreiwillig Migrierenden auf der Flucht und zur Gewährleistung der Menschenwürde 72	
fordern die Jungen Grünen daher vom Bund und Kantonen im Rahmen ihrer Zuständigkeit: 73	

- Gesicherte und menschenwürdige Fluchtwege für unfreiwillig Migrierende 74	

- Wiedereinführung des Botschaftsasyls 75	

- Anstelle des Dublin Abkommens, eine verbindliche und nachhaltige Lösung, die ermöglicht, dass 76	
unfreiwillig Migrierende ihren Niederlassungsort frei wählen können. 77	

- Die Anerkennung von materiellen und persönlichen Notlagen (Hunger oder gravierende 78	
wirtschaftliche Probleme), gewaltsame Konflikte und Menschenrechtsverletzungen sowie 79	
Umweltdegradation und Naturkatastrophen als Grund für unfreiwillige Migration 80	

- Wiederanerkennung der Militärdienstverweigerung als Grund für unfreiwillige Migration 81	

- Sofortiges Moratorium für jegliche Abschiebungen 82	

- Vereinfachung des Familiennachzuges 83	

- Humanitäres Engagement in Ländern, in denen die humanitäre Lage für unfreiwillig Migrierende 84	
desolat ist 85	

- Finanzielle Beiträge an oder Unterstützung von Organisationen welche sich für den Schutz von 86	
unfreiwillig Migrierenden einsetzen sowie eine verbesserte Unterstützung der Länder an der 87	
Aussengrenze Europas und in den Krisenherden. Die Grundversorgung und menschenwürdige 88	
Unterkünfte müssen immer gewährleistet sein.  89	



Massnahmen für bessere Partizipationsmöglichkeiten der gesamten Wohnbevölkerung 90	
Wir erstreben eine Gesellschaft, welche durch die gesamte Bevölkerung auf allen Ebenen gestaltet 91	
wird. Alle Menschen in der Schweiz sollen in ihrer ganzen Vielfalt ungehindert zum Ausdruck kommen, 92	
sich respektiert fühlen und ihre Lebensweisen ausleben dürfen, wenn diese nicht gegen Gesetze 93	
verstossen. Gesetze dürfen nicht auf die Diskriminierung von Personengruppen abzielen. 94	

Bund, Kantone und Gemeinden sind darum bemüht, Begegnungsmöglichkeiten zu schaffen und fördern, 95	
in denen Menschen aus verschiedenen kulturellen Hintergründen zusammenkommen können. 96	
Insbesondere unfreiwillig Migrierten müssen Möglichkeiten geboten werden, sich sozial zu vernetzen und 97	
Menschen kennenzulernen. 98	

Wir fordern daher von Bund und Kantonen im Rahmen ihrer Zuständigkeiten: 99	

- In der Schweiz lebende Menschen erhalten eine dauerhafte Aufenthaltsbewilligung. Damit entfällt 100	
auch der Status der Sans-Papiers. 101	

- Jede Gemeinde ist dazu verpflichtet, unfreiwillig Migrierte aufzunehmen 102	

- Kostenlose Sprachkurse (inkl. Material und Anreise) mit dem Ziel, dass alle Migrierte daran 103	
teilnehmen, da das Beherrschen einer gemeinsamen Sprache eine Notwendigkeit ist. 104	

- Stimm- und Wahlrecht auf allen Ebenen für alle in der Schweiz lebende Menschen 105	

- Einfachere Anerkennung bereits im Ausland erworbener Diplome und Angebote für 106	
Weiterbildungen, falls zusätzliche Kompetenzen für die Ausübung des Berufs in der Schweiz nötig 107	
sind. 108	

- Zugang zu Ausbildungsangeboten (z.B. Berufslehre) für unfreiwillig Migrierte 109	

- Konsequente Bekämpfung von Lohndumping 110	

- Uneingeschränkte Ermöglichung von Privatunterkünften für unfreiwillig Migrierte, sofern die 111	
Unterkunft menschenwürdig ist. 112	

- Erhaltung der Infrastruktur für die Erstunterkunft von unfreiwillig Migrierte. Die Erstunterkünfte 113	
bleiben in öffentlichem Besitz, dürfen aber temporär umgenutzt werden. 114	


